Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr Bremen, den 28.08.2014
-73- Tel.: 6022 (Frau Gerken)

Tel.: 4136

Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr,
Stadtentwicklung und Energie (L/S)

Bericht der Verwaltung fur die Sitzung der Deputation fur
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L/S)
am 11.09.2014

»Erlass einer Kappungsgrenzen-Verordnung nach 8 558 Abs. 3 S. 3 BGB*

A. Sachdarstellung

Der Senat hat am 05.08.2014 aufgrund von § 558 Abs. 3 S. 2 und 3 des Birgerlichen Ge-
setzbuchs (BGB) eine Verordnung erlassen, wonach Mieterhéhungen in laufenden Mietver-
haltnissen auf 15 % innerhalb von 3 Jahren begrenzt werden (sog. Kappungsgrenzen-
Verordnung). Die Verordnung gilt fir die Zeit vom 01.09.2014 bis zum 31.08.20109.

Wegen der Einzelheiten wird auf die Senatsvorlage (Anlage 1), den Text der Verordnung (An-
lage 2) sowie auf die Begriindung (Anlage 3) dazu verwiesen.

B. Beschlussvorschlage

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L/S) nimmt den Be-
richt des Senators fir Umwelt, Bau und Verkehr zur Kenntnis.
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Anlage 1 zum Bericht der Verwaltung

fur die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L/S) am 11.09.2014

Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr Bremen, den 05.08.2014
@& : 0421/361-6022 (Frau Gerken)

Vorlage fiur die Sitzung des Senats am 05.08.2014

, Erlass einer Kappungsgrenzen-Verordnung
nach 8 558 Abs. 3 S. 3 BGB*

A. Problem

Die Bremische Birgerschaft (Landtag) hat in ihrer Sitzung am 21.02.2013 zur neu geschaf-
fenen Moglichkeit zum Erlass einer Kappungsgrenzen-Verordnung nach 8 558 Abs. 3 S. 2
und 3 des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB) folgenden Beschluss gefasst (Drucksache
18/790):

Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,

1. umgehend eine dementsprechende Rechtsverordnung fur die Stadtgemeinde Bre-
men bzw. entsprechende Gebiete innerhalb der Stadtgemeinde vorzubereiten und
diese unmittelbar nach endgultigem Inkrafttreten des geanderten Bundesgesetzes
umzusetzen.

2. der Birgerschaft (Landtag) bis zum Mai 2013 Uber die Umsetzung dieser Rechts-
verordnung Bericht zu erstatten.

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat der Bremischen Birgerschaft (Landtag) mit
der Mitteilung vom 30.04.2013 ber den Fortgang berichtet und angekiindigt, eine entspre-
chende Verordnung unverziglich zu erlassen, sobald das Vorliegen der Voraussetzungen
positiv festgestellt ist (Drucksache 18/886).

Fur den Erlass einer Kappungsgrenzen-Verordnung ist nach 8 558 Abs. 3 S. 2 BGB erforder-
lich, dass die ausreichende Versorgung der Bevélkerung mit Mietwohnungen zu angemes-
senen Bedingungen besonders gefahrdet ist.

B. Losung

Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr schlagt dem Senat der Freien Hansestadt Bremen
vor, fur die Stadtgemeinde Bremen die als Anlage 1 beigefligte Kappungsgrenzen-
Verordnung nach 8 558 Abs. 3 S. 3 BGB zu erlassen.

Die nach dieser Verordnungsermachtigung erforderliche besondere Gefahrdungslage bzgl.
der ausreichenden Versorgung der Bevdlkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Be-
dingungen liegt in der Stadtgemeinde Bremen vor, in der Stadtgemeinde Bremerhaven nicht.
Deshalb soll im Interesse eines umfassenden Mieterschutzes und wegen der mietpreisdamp-
fenden Wirkung von der Verordnungsermachtigung Gebrauch gemacht und eine Kappungs-
grenzen-Verordnung erlassen werden.
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Dieser Entscheidung liegen insbesondere folgende Fakten zugrunde:

¢ Die Bestands- und Neuvermietungsmieten sind seit 2006 und besonders seit 2010 stark
angestiegen. Das betrifft besonders das fur die Versorgung von Haushalten mit geringe-
ren Einkommen besonders wichtige untere bis mittlere Marktsegment.

e Der Bestand an Sozialwohnungen geht auch unter Beriicksichtigung umfangreicher
neuer Forderprogramme deutlich zurtick.

¢ Die Quote der Versorgung von Haushalten mit Mietwohnungen ist riicklaufig.

Daraus ergibt sich, dass die ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen
zu angemessenen Bedingungen in der Stadtgemeinde Bremen besonders gefahrdet ist. Da-
her sind die Voraussetzungen des 8§ 558 Abs. 3 S. 2 und 3 BGB erfilllt.

Die Einzelheiten ergeben sich aus der als Anlage 2 beigefligten Begriindung zur Kappungs-
grenzen-Verordnung.

C. Alternativen

Alternativen werden nicht vorgeschlagen.

D. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Priifung
1. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen

Die Verordnung kann sich zukinftig fur die Mieter entlastend auswirken, sie sind derzeit nicht
bezifferbar.

2. Gender-Prifung

Die vorgelegte Verordnung ist geeignet, den Gleichstellungszielen des Landes Bremen zur
Umsetzung zu verhelfen. Dies gilt besonders vor dem Hintergrund der demografischen Ent-
wicklung, des Uberproportional grof3en weiblichen Bevolkerungsanteils in der &lteren Gene-
ration sowie der Tatsache, dass Frauen in besonderer Weise durch ihre haufig unterbroche-
nen Erwerbsbiografien dem Risiko von Altersarmut oder der Notwendigkeit von Transferleis-
tungen ausgesetzt sind. Besonders betroffen sind auch alleinerziehende Frauen, die in er-
héhtem Umfang auf Transferleistungen angewiesen sind.

Aufgrund dessen entspricht die Verordnung, die Mieterhéhungen und damit auch die Steige-
rung der Wohnkosten auch fir Transferleistungsempfanger und Transferleistungsempfange-
rinnen eindammt, den Gleichstellungszielen, wie sie in den Grundsatzen zum Gender
Mainstreaming vom Senat beschlossen wurden.

E. Beteiligung und Abstimmung

Diese Vorlage ist mit der Senatskanzlei, der Senatorin flr Soziales, Kinder, Jugend und
Frauen, der Senatorin fir Finanzen und dem Magistrat der Stadt Bremerhaven abgestimmt.

Die Rechtsfoérmlichkeitsprifung durch den Senator fir Justiz und Verfassung ist erfolgt.

Im Rahmen einer Verbandeanhorung sind die Arbeitsgemeinschaft der Wohnungswirtschaft
Bremen — Bremerhaven, die ARGE Freier Wohnbau, Haus&Grund Bremen e.V., der Deut-
sche Mieterbund Mieterverein Bremen e. V., der Bremer Mieterschutzbund e.V. sowie die
Arbeitnehmerkammer Bremen angehdrt worden.

Die Arbeitnehmerkammer Bremen hat die Daten, die ihrem ,Bericht zur sozialen Lage
2013 - Wohnen in Bremen und Bremerhaven - Situation der Mieterinnen und Mieter im Land
Bremen*® zugrunde liegen, fir die Erstellung der Verordnung zur Verfiigung gestellt.
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Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr wird in der September-Sitzung die Deputation fur
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie mit der Verordnung begrtfZen.

F. Offentlichkeitsarbeit und Veréffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz

Die Kappungsgrenzen-Verordnung wird nach dem Beschluss durch den Senat im Bremi-
schen Gesetzblatt verdffentlicht.

Einer Veroffentlichung der Begrindung zur Kappungsgrenzen-Verordnung Uber das zentrale
elektronische Informationsregister steht nichts entgegen.

G. Beschlussvorschlag

Der Senat beschlief3t die als Anlage 1 beigefligte Kappungsgrenzen-Verordnung nach § 558
Abs. 3 S. 3 BGB.
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Anlage 2 zum Bericht der Verwaltung
fur die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L/S) ar§8]81.09.2014

Gesetzblatt
der
Freien Hansestadt Bremen

2014 Verkindet am 7. August 2014 Nr. 89

Verordnung zur Senkung der Kappungsgrenze
gemal 8§ 558 Absatz 3 des Birgerlichen Gesetzbuchs
(Kappungsgrenzen-Verordnung)

Vom 5. August 2014

Auf Grund des § 558 Absatz 3 Satz 3 des Blirgerlichen Gesetzbuchs in der
Fassung der Bekanntmachung vom 2.Januar 2002 (BGBI. | S. 42, 2909; 2003 |
S. 738), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 5 des Gesetzes vom 1.0ktober 2013
(BGBI. | S. 3917) geéandert worden ist, verordnet der Senat:

§1
Gebietsbestimmung

Die Stadtgemeinde Bremen ist eine Gemeinde im Sinne des § 558 Absatz 3
Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuchs, in der die ausreichende Versorgung der
Bevolkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen besonders
gefahrdet ist.

§2
Inkrafttreten, AulRerkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 2014 in Kraft.
(2) Die Verordnung tritt mit Ablauf des 31. August 2019 aul3er Kraft.

Beschlossen, Bremen, den 5. August 2014

Der Senat


anne.gerken
Schreibmaschinentext
Anlage 2 zum Bericht der Verwaltung 
für die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L/S) am 11.09.2014



Anlage 3 zum Bericht der Verwaltung
fuir die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L/S) am 11.09.2014

Begrundung
zur
Verordnung zur Senkung der Kappungsgrenze
gemal § 558 Absatz 3 des Burgerlichen Gesetzbuchs
(Kappungsgrenzen-Verordnung) vom 05.08. 2014

l. Ausgangslage
1. Beschluss der Bremischen Blrgerschaft

Die Bremische Birgerschaft (Landtag) hat in ihrer Sitzung am 21.02.2013 zur neu geschaf-
fenen Moglichkeit zum Erlass einer Kappungsgrenzen-Verordnung nach 8§ 558 Abs. 3 S. 2
und 3 des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB) folgenden Beschluss gefasst (Drucksache
18/790):

Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,

1. umgehend eine dementsprechende Rechtsverordnung fir die Stadtgemeinde Bremen bzw.
entsprechende Gebiete innerhalb der Stadtgemeinde vorzubereiten und diese unmittelbar nach
endgultigem Inkrafttreten des geédnderten Bundesgesetzes umzusetzen.

2. der Burgerschaft (Landtag) bis zum Mai 2013 Uber die Umsetzung dieser Rechtsverordnung
Bericht zu erstatten.

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat der Bremischen Burgerschaft (Landtag) mit
der Mitteilung vom 30.04.2013 Uber den Fortgang berichtet und angektindigt, eine entspre-
chende Verordnung unverziglich zu erlassen, sobald das Vorliegen der Voraussetzungen
positiv festgestellt ist (Drucksache 18/886). Die Verordnung wird nun vorgelegt, da wesentli-
che Daten erst nach Vorliegen der Ergebnisse aus dem Zensus zusammengetragen werden
konnten.

2. Rechtslage nach dem Birgerlichen Gesetzbuch

§ 558 Absatz 1 Satz 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB) sieht in Verbindung mit § 558
Abs. 3 S. 1 BGB vor, dass der Vermieter den Mietzins wahrend des laufenden Mietverhalt-
nisses bis zur Hohe der ortsiiblichen Vergleichsmiete erhéhen darf. Dieses Recht ist jedoch
dahin gehend beschréankt, dass die Erhéhung innerhalb von drei Jahren nicht héher sein darf
als 20 % (Kappungsgrenze).

Zum 01.05.2013 ist § 558 Abs. 3 BGB mit den Satzen 2 und 3 erganzt worden. Diese Ergan-
zung sieht vor, dass die Landesregierungen die Kappungsgrenze durch den Erlass einer
Rechtsverordnung dann auf 15 % reduzieren dirfen, wenn ,die ausreichende Versorgung
der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen in einer Gemeinde
oder einem Teil der Gemeinde besonders gefahrdet” ist. Hierbei sind entsprechend der Ge-
setzesbegrindung dieselben Kriterien anwendbar, wie sie im Rahmen von § 577 a Abs. 2
BGB gelten.

Eine solche Gefahrdung liegt danach dann vor, wenn es am Wohnungsmarkt eine Mangelsi-
tuation gibt. Fir die Annahme einer solchen Situation ist es nicht erforderlich, dass davon
alle Haushalte betroffen sind. Eine solche ist bereits dann gegeben, wenn der Marktzugang
nicht nur fir vereinzelte Bevdlkerungsgruppen, sondern fir bestimmte, nach allgemeinen
Merkmalen abgrenzbare Mietergruppen verengt ist. Solche abgrenzbaren Mietergruppen



sind z.B. kinderreiche Familien, Menschen im hohen Lebensalter, Menschen mit Migrations-
intergrundGastarbeiter oder Transferleistungsempfangerinnen. Davon ist nicht erst bei einer
Unterversorgung auszugehen, sondern bereits dann, wenn das Angebot die Nachfrage der
v.g. Mietergruppen nicht spurbar Giberschreitet.

Als Indizien fur eine Mangelsituation am Wohnungsmarkt sind neben statistischen Erhebun-
gen zu Haushalten mit geringem Einkommen z.B. auch steigende Neuvermietungsmieten,
behdrdliche Bedarfsprognosen und Programme zur Férderung des Wohnungsbaus heranzu-
ziehen.

Fur die Feststellung, ob und inwieweit die angemessene Versorgung der Bevdlkerung mit
Mietwohnungen im Land Bremen besonders gefahrdet ist, kommt es nicht allein auf die Ent-
wicklungen in der Vergangenheit an. Vielmehr ist vom Senat aufgrund der bekannten Ent-
wicklungen in der Vergangenheit eine Prognose fir die Zukunft zu treffen. Dabei steht ihm
ein Einschatzungs- bzw. Beurteilungsspielraum zu, der nur dahingehend uberprifbar ist, ob
der Sachverhalt zutreffend ermittelt und der Prognose eine geeignete Methode zugrunde
gelegt worden ist.

Weitere Einzelheiten ergeben sich aus den Kommentierungen bei Beck-Online von
Blank/Schmidt-Futterer (RN 19a ff zu § 557 a BGB) und im Minchener Kommentar zum
BGB (RN 11 zu § 557 a BGB) sowie im Kommentar von Stelkens/Bonk/Sachs zum Verwal-
tungsverfahrensgesetz(RN 198 f zu § 40), jeweils mit weiterem Nachweis.

Il. Folgen fir den Wohnungsmarkt

Die Kappungsgrenzen-Verordnung ist geeignet dazu beizutragen, die ausreichende Versor-
gung der Bevolkerung in der Stadtgemeinde Bremen mit Mietwohnungen zu angemessenen
Bedingungen sicherzustellen. Ohne eine solche Verordnung ist von einer besonderen Ge-
fahrdung im Sinne von § 558 Abs. 3 Satz 2 BGB auszugehen.

1. Ausgangslage in der Stadtgemeinde Bremen

Auf Basis der Erkenntnisse aus der Wohnungsbaukonzeption 2010 ist nach dem aktuellen
Kenntnisstand fur die Stadt Bremen davon auszugehen, dass fur den Zeitraum 2010 bis
2020 insgesamt rd. 14.000 neue Wohnungen bendtigt werden, um das Nachfragepotenzial
abzudecken und ein ausgewogenes Wohnungsangebot bereit zu halten. Unter Berlcksichti-
gung der bisherigen Baufertigstellungen in H6he von rd. 3.450 Wohneinheiten seit 2010 ist
deshalb fiir die Jahre 2013 bis 2020 von einem jahrlichen Neubauziel von rund 1.300 neuen
Wohnungen auszugehen.

Um die Wohnraumversorgung von Haushalten mit kleineren und mittleren Einkommen abzu-
sichern, soll durch die Umsetzung der Sozialwohnungsquote erreicht werden, dass ca. ein
Viertel der neu zu schaffenden Wohnungen einer Belegungs- und Mietpreisbindung unterlie-
gen. Dies ist ein wesentlicher Beitrag zur Vermeidung von Angebotsengpéassen in diesem
Bereich des Mietwohnungsbaus.

Zur Sicherstellung der Versorgung mit Wohnraum ist es erforderlich, dass ausreichend ge-
eignete Wohnbauflachen zur Verfigung stehen. Das soll vorrangig durch eine zielgerichtete
Innenentwicklung sowie durch die angemessene Beriicksichtigung weiterer Flachenpotenzia-
le erreicht werden.

Fur die Versorgung der Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen ist die Entwicklung
des Sozialwohnungsbestands von besonderer Relevanz. Deshalb hat der Senat im August
2012 ein Wohnraumfdrderungsprogramm mit einem Darlehensvolumen von 39,2 Mio. € be-
schlossen. Damit kann der Neubau bzw. die Modernisierung von rd. 700 Wohneinheiten



gefordert werden. Die Birgerschaft (Landtag) hat den Senat in ihrer 59. Sitzung am 21. Mai
2014 gebeten, die Wohnraumforderung wegen des fortbestehenden Bedarfs an bezahlbaren
Wohnungen fortzusetzen.

2. Entwicklung der Mieten in der Stadtgemeinde Bremen

In vielen Gemeinden gibt es einen Mietspiegel als Ubersicht tber die ortsiiblichen Ver-
gleichsmieten. Ein solcher liegt in der Stadtgemeinde Bremen nicht vor. Denn es gibt keine
Verpflichtung fur Stadte und Gemeinden, einen entsprechenden Mietspiegel zu erstellen.

Mieterhohungen werden in der Stadtgemeinde Bremen durch den Nachweis der Entgelte fur
vergleichbare Wohnungen begriindet. Daneben sind Index- und Staffelmietvertrage verbrei-
tet, die besonders von nichtprofessionellen Vermietern haufig genutzt werden (88 557a und
b BGB). AuBerdem I6sen Modernisierungen (8 559 BGB) und einvernehmliche Vertragséan-
derungen Mieterh6hungen aus.

Daten zur Mietenentwicklung wurden daher zur Prifung Uber das Vorliegen der Vorausset-
zungen fur den Erlass einer Rechtsverordnung nach § 558 Abs. 3 Satz 2 BGB aus anderen
Quellen erhoben. Dabei wurden Daten des Statistischen Landesamtes, des Gutachteraus-
schusses fir Grundstiickswerte in Bremen, externer Gutachten sowie sonstiger Erhebungen
zugrunde gelegt. Die Haufigkeit und die Hohe von Mieterh6hungen werden statistisch nicht
erfasst. Nach grober Schatzung erfahren jedes Jahr rund ein Viertel aller Mieterhaushalte
eine Mieterhthung.

Die Recherche hat ergeben, dass sich die Mieten in der 2. Halfte des letzten Jahrzehnts
deutlich erhéht haben, nachdem die Mieten davor Uber einen langeren Zeitraum stagnierten
bzw. sogar gesunken waren. Es wird aufgrund steigender Neuvermietungsmieten und stei-
gender Baukosten und Kaufpreise flir Wohnraum erwartet, dass sich diese Dynamik in den
nachsten Jahren noch fortsetzt. Die aktuell zu beobachtenden hdheren Baufertigstellungs-
zahlen und die neu aufgelegten Wohnraumfdrderprogramme werden voraussichtlich erst
zeitversetzt ihre Wirkung entfalten. Bis dahin ist als zusatzliche MalRnahme der Erlass einer
Kappungsgrenzen-Verordnung erforderlich, um fiir eine ausreichende Versorgung der Be-
volkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen Sorge zu tragen.

Hinsichtlich der Auswirkungen der Kappungsgrenzen-Verordnung ist folgendes zu erwarten:
Legt man den Median® von 5,40 €/m? zugrunde, der sich aus dem nachfolgend néher be-
schriebenen empirica-Gutachten ergibt, eréffnet die derzeitige Kappungsgrenze von 20% im
Bremischen Stadtgebiet einen Erhdohungsspielraum von 1,08 €/m2, der sich durch die beab-
sichtigte Kappungsgrenzen-Verordnung auf 0,81 €/m2 reduziert. Bei der vom Gutachteraus-
schuss fir Grundstiickswerte in Bremen fir das Jahr 2013 ermittelten Durchschnittsmiete
von 5,88 €/m2 wird sich der Mieterh6hungsspielraum von 1,18 €/m? auf 0,88 €/m? reduzieren.

a. empirica-Gutachten

Um Anhaltspunkte fur die Mietentwicklung in der Stadtgemeinde Bremen zu erhalten, wurde
das Wohnungswirtschaftliche-Institut empirica ag im Rahmen der jahrlichen Sozialberichter-
stattung der Arbeitnehmerkammer Bremen? beauftragt, einen sog. ,Pseudo Mietspiegel* zu
erstellen. Dabei wurde methodisch folgendermalRen vorgegangen: Zunachst wurden die
Neuvertragsmieten auf Basis der empirica-Preisdatenbank untersucht, die Daten Uber inse-
rierte Angebotsmieten aus Print- und Onlinemedien enthalt. So konnte eine aktuelle und
strukturell untergliederte Auswertung des Mietwohnungsmarktes erstellt werden. Dabei ist

'Der Median gibt jenen Mietpreis an, Gber bzw. unter dem die Halfte aller beriicksichtigten Mietpreise liegen.
2Arbeitnehmerkammer Bremen 2013 ,Wohnen in Bremen und Bremerhaven*
®Hierdurch wird sichergestellt, dass keine Neuvertragsmieten beriicksichtigt werden.



darauf hinzuweisen, dass es keine amtlichen Statistiken dartber gibt, welche Wohnungen
tatsachlich neu vermietet wurden. Ein Abgleich der empirica-Preisdatenbank und der tat-
sachlich neu abgeschlossenen Mietvertrage ist somit nicht mdglich. Bei der Erhebung der
empirica-Preisdatenbank werden jedoch keine Wohnungssegmente oder Immobilienportale
systematisch ausgeschlossen, so dass der verwendete Datensatz einen aussagekraftigen
Teil der Neuvertragsmieten abdeckt.

Die Angaben der Zusatzbefragung aus den Jahren 2006 und 2010 wurden verwendet, um
die Veranderung der Bestandsmieten zu untersuchen. In die Untersuchung flie3en dabei
nur Wohnungen ein, deren Mietvertrage mindestens zwei Jahre alt sind.® Trotz der Ein-
schrankungen, die vor allem mit den Bestandsmieten verbunden sind, vermittelt die Kombi-
nation aus Neuvertragsmieten und Bestandsmieten einen aussagekraftigen und realitatsna-
hen Eindruck Uber das fir einen Mietspiegel relevante Mietniveau.

Insgesamt standen fur die Untersuchung der Bestandsmieten im Land Bremen gut 1.000
Falle fir das Jahr 2006 und knapp 1.600 Falle fur das Jahr 2010 aus dem Mikrozensus zur
Verfligung, hiervon entfallen jeweils rund 80% auf die Stadtgemeinde Bremen. Fir die

Analyse der Neuvertragsmieten stehen fir das Land Bremen im Jahr 2006 knapp 3.700
und im Jahr 2010 gut 7.100 Falle aus der empirica-Preisdatenbank zur Verfigung, auch hier
entfallen jeweils rund 80% der Beobachtungen auf die Stadtgemeinde Bremen.

In der Stadtgemeinde Bremen lag der Median der Bestandsmieten im Jahr 2010 bei 5,40
€/m2. Im Jahr 2006 betrug der entsprechende Mietpreis 5,00 €/m?, so dass die Bestandsmie-
ten von 2006 bis 2010 um 8,4% gestiegen sind. Die Bestandsmieten sind in allen Baualters-
und Wohnflachenklassen von 2006 bis 2010 teurer geworden, mit 16,7% sind die Mieten fur
Wohnungen, die nach 1979 gebaut wurden, allerdings am starksten gestiegen.

Differenziert nach Wohnflache fallt der Anstieg fir Wohnungen zwischen 80 und 100 m? mit
10,9% am starksten aus. Offenbar hat die Knappheit dieser gréReren Wohnungen am meis-
ten zugenommen. Der Anstieg der Bestandsmieten in der Stadtgemeinde Bremen fallt in
Hinblick auf die Verteilung jedoch sehr unterschiedlich aus. Wahrend die Bestandsmieten
im unteren Quartil*, also bei den eher einfachen Mietwohnungen, um knapp 20% gestiegen
sind, kletterten die Bestandsmieten im oberen Quartil5 um lediglich 8% nach oben.

Im Jahr 2006 lag der Median der Neuvertragsmieten in der Stadtgemeinde Bremen bei
5,80 €/m?, im Jahr 2010 lag er dann bei 6,20 €/m?, das ist ein Anstieg um 6,4%. Der Miet-
preisanstieg fur Wohnungen zwischen 80 m2 und 100 m? (8,3%) fallt im Vergleich zu den
anderen Wohnflachenklassen am starksten aus. Im Vergleich zu den anderen Baualtersklas-
sen haben Neuvertragsmieten von Wohnungen, die vor 1949 gebaut wurden, mit 13,7% am
starksten zugenommen.

In der Stadtgemeinde Bremen lagen im Jahr 2006 die Neuvertragsmieten 16,2% tber dem
Niveau der damaligen Bestandsmieten, im Jahr 2010 waren es noch 14,0%. Den hoéchsten
Aufschlag weisen Wohnungen auf, die vor 1949 gebaut wurden, hier liegen Neuvertragsmie-
ten in beiden Jahren rund 30% Uber dem Niveau der Bestandsmieten. Auch bei Wohnungen
zwischen 80 und 100 mz2 ist der Aufschlag in beiden Jahren mit rund 25% sehr hoch.

b. Weitere Daten zur Mietenentwicklung

Darlber hinaus liegen zur Mietenentwicklung Daten des Statistischen Landesamtes, des
Gutachterausschusses fir Grundstickswerte in Bremen sowie des Immobilienverbands

* Das untere Quartil beschreibt jenen Mietpreis, Uber dem 75% aller beriicksichtigten Mietpreise liegen.
® Fur das obere Quartil gilt, dass 75% aller beriicksichtigten Mietpreise darunter liegen.




Deutschland - IVD - vor. Sie wurden zu unterschiedlichen Stichtagen erhoben. Dennoch be-
statigt sich daraus tendenziell das Ergebnis des empirica-Gutachtens, wonach sowohl die
Neuvertragsmieten als auch die Bestandsmieten gerade in den letzten Jahren seit 2010
stark angestiegen sind.

Nach den Daten des Statischen Landesamtes, die sich aus dem Mikrozensus ergeben, sind
die Bestandsmieten im Zeitraum von 2006 bis 2010 durchschnittlich um 14,4 % angestiegen,
die Angebotsmieten um rd. 7 %.

Der Gutachterausschuss erhebt dann, wenn Wohngebaude veraufert werden, auch die dort
erhobenen Mieten. Das sind i.d.R. Bestandsmieten. Diese sind im Zeitraum von 2007 bis
2013 um 11,4 % angestiegen, im Zeitraum von 2010 bis 2013 um 9,2 %.

Der VD veroéffentlicht u.a. fur die Stadtgemeinde Bremen jahrlich Neuvermietungsmieten, die
nach Baualter und Wohnwert differenziert sind. Danach sind die Mieten von nach 1949 fertig
gestellten Wohnungen mittleren Wohnwerts seit 2006 um rd. 33 % angestiegen, seit 2010
um 16,7 %. Noch starker fallt die Erhéhung der Angebotsmieten mit einfachem Wohnwert
aus. Nachdem diese von 2006 bis 2010 geringfligig gesunken waren, haben sie sich seit
2010 um 37, 5 %, also um mehr als ein Drittel erhoht.

C. Zwischenergebnis

Die Auswertung der vorhandenen Daten zeigt, dass die Mieten in der Stadtgemeinde Bre-
men seit dem Jahr 2006 erheblich angestiegen sind.

Aufféllig ist, dass insbesondere die Mieten von Wohnungen in einfacher bis mittlerer Wohn-
lage bzw. Wohnungen mit einfachem bis mittlerem Wohnstandard tberdurchschnittlich stark
angestiegen sind. Gerade diese Wohnungen sind fir die Wohnraumversorgung von Haus-
halten mit geringeren Einkommen von besonderer Bedeutung. Es ist also so, dass der be-
sonders starke Mietenanstieg im unteren bis mittleren Marktsegment diesen Personenkreis
besonders stark belastet.

3. Auswirkungen einer Kappungsgrenzen-Verordnung auf Mieterhbhungsmadg-
lichkeiten in der Stadtgemeinde Bremen

Die Analyse der Daten zeigt, dass bei einer langfristigen Betrachtung festzustellen ist, dass
die Mieten der eher preiswerten Wohnungen am starksten gestiegen sind ebenso wie die
Mieten von Altbauwohnungen in den begehrten Wohnlagen. Ebenso sind auch die Neuver-
tragsmieten in guter Wohnlage in den letzten Jahren starker gestiegen als in normaler Wohn-
lage. Auf Grundlage dieser Ergebnisse ist davon auszugehen, dass eine abgesenkte Kap-
pungsgrenze haufiger bei vergleichsweise preiswerten und einfachen Wohnungen sowie in
den nachgefragten Wohnlagen und in den innerstadtischen Altbauquartieren wirken wird.
Entsprechend kénnen die Mietanstiege in diesen Bestanden reduziert werden. Eine abge-
senkte Kappungsgrenze wirkt zudem im Falle von Mieterhéhungen bei einem erheblichen
Abstand der Ausgangsmiete zur Vergleichsmiete.

Auch die Wirkung auf Wohnungsbestande, die urspriinglich nach den Kriterien des sozialen
Wohnungsbaus errichtet wurden und inzwischen oder in naher Zukunft nicht mehr der Miet-
preisbindung unterliegen und bei denen die Vermieter die Miete nun an die ortsiiblichen Ver-
gleichsmieten anpassen konnen, ist vorhersehbar. Wegen der Entwicklung des Sozialwoh-
nungsbestands wird auf die Ausfiihrungen unter Ill. 2. ,Situation hilfebedurftiger Haushalte/
Sozialwohnungsbestand“ hingewiesen. Die Absenkung der Kappungsgrenze ist auch in die-
sem Marktsegment geeignet, die Auswirkungen eines angespannten Wohnungsmarktes und
der damit verbundenen hohen Neuvermietungsmieten auf die Bestandsmieten zu begren-
zen.



Die Absenkung der Kappungsgrenze ist daher in der Stadtgemeinde Bremen insgesamt ge-
eignet, die Auswirkungen eines angespannten Wohnungsmarktes und der damit verbunde-
nen hohen Neuvermietungsmieten auf die Bestandsmieten zu begrenzen. Das Mieterho-
hungspotenzial bei bestehenden Mietverhaltnissen wird im Zeitablauf von der Veranderung
der Neuvertragsmieten mitbestimmt. In Zeiten eines angespannten Wohnungsmarktes, in
der die Nachfrage das Wohnungsangebot Ubersteigt, steigen die Neuvertragsmieten ent-
sprechend stark an. Entsprechend erhéhen sich die Mietwerte (Unter-, Mittel- und Oberwert
in den jeweiligen Baualters — und GrolRenklassen) der zukinftigen Mietangebote. Auf Grund-
lage der erhdhten Mieten begriinden die Vermieter dann vielfach ihre Mieterhéhungsverlan-
gen gegeniber den Bestandsmietern. Im Zeitablauf schlagt damit eine angespannte Woh-
nungsmarktlage, von der zunéchst in erster Linie die wohnungsuchenden Haushalte betrof-
fen waren, auch auf die Bestandsmieten durch.

4, Stadtgemeinde Bremerhaven

In Bremerhaven stellt sich die Lage am Wohnungsmarkt gegenteilig zur Situation in der
Stadtgemeinde Bremen dar. Hier gibt es eine ausreichende Anzahl an preiswerten Wohnun-
gen, die fur Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen bezahlbar sind. Auch Men-
schen, die von Wohnungslosigkeit bedroht sind, kdnnen in Bremerhaven angemessen mit
Wohnraum versorgt werden.

M. Vorliegen der Voraussetzungen fir den Erlass der Kappungsgrenzen-
Verordnung

Fur die Beurteilung einer besonderen Gefahrdung der Versorgung der Bevoélkerung mit
Mietwohnungen im Sinne des § 558 Abs. 3 Satz 2 BGB kommt es neben der 0.g. Mieten-
entwicklung maf3geblich auf die Entwicklung der Zahl der Haushalte und der Mietwohnungen
sowie auf die Situation der hilfebedurftigen Haushalte und die Entwicklung des Sozialwoh-
nungsbestands an.

1. Entwicklung der Zahl der Haushalte und der Zahl der Mietwohnungen (Miet-
wohnungsversorgungsquote)

Bei der Ermittlung der Versorgungsquote wurden die im Zensus 2011 erhobenen Daten ver-
wendet, die im Mai 2014 veroffentlicht wurden.

Danach hat sich die Versorgungsquote mit Wohnraum (Miete und selbstgenutztes Wohnei-
gentum) von 2006 bis 2010 von 99 % auf 97,8 % verschlechtert. Bis 2020 wird nur noch eine
Versorgungsquote von 96,3 % erwartet.

Bei der Versorgung der Bevolkerung, bezogen nur auf Mietwohnungen, stellt sich die Situati-
on nochmals schlechter dar. Wahrend die Quote 2006 noch bei 98,5 % lag, ist sie bis 2012
auf 96,3 % gesunken. Sie wird bis 2020 - vorausgesetzt die Tendenz zur Bildung von Wohn-
eigentum setzt sich wie bisher fort — auf 93,8 % sinken. Damit ist die Mietwohnungsversor-
gung in der Stadtgemeinde Bremen besonders gefahrdet.

2. Leerstande bei Wohnraum

Nach dem Zensus 2011 lag der Leerstand in der Stadtgemeinde Bremen bei 2,5 %. Darin
sind auch solche Wohnungen enthalten, die wegen ihrer baulichen Eigenschaften nicht ver-
mietet werden kénnen oder die aufgrund einer Entscheidung des Eigentimers nicht vermie-
tet werden sollen. Fir eine Vermietung stehen daher weniger als die aus dem Zensus zu
entnehmenden leer stehenden Wohnungen zur Verfligung.



Darlber hinaus ist festzustellen, dass die ehemals gemeinnitzigen Wohnungsunternehmen
SO gut wie keine Leersténde zu verzeichnen haben. Sie liegen z.B. bei der Gewoba mit ihren
31.000 Wohnungen in der Stadtgemeinde Bremen ausweislich ihres Geschéftsberichts seit
2009 mit weiter sinkender Tendenz bei unter 1 %.

Diese Werte liegen deutlich unterhalb der notwendigen Umzugsreserve, die bei 4 % liegt.
Daraus ergibt sich, dass die Quote der leerstehenden Wohnungen eine Mangellage am
Wohnungsmarkt belegt.

3. Situation hilfebediirftiger Haushalte/Sozialwohnungsbestand
Die Situation der Wohnungsversorgung hilfebedirftiger Haushalte stellt sich wie folgt dar:
a. Entwicklung der Zahl der bedirftigen Haushalte

Ca. 85.000 Einwohner/-innen (Stand Ende 2013) erhalten derzeit Transferleistungen nach
dem Zweiten oder Zwdlften Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB Il bzw. SGB XIl). Das ent-
spricht einem Anteil von ca. 16% an der Bevolkerung (Stadt Bremen). Ende des Jahres 2010
waren es 84.000 Einwohner/-innen, was einem Anteil von 15 % entspricht. Die Zahl der Be-
darfsgemeinschaften (SGB Il und SGB XIll) lag Ende 2013 bei rd. 50.000, das entspricht ei-
nem Anteil von 16% an den bremischen Privathaushalten (Ende 2013).

Mit dieser Transferleistungsdichte liegt Bremen im Jahre 2012 im Vergleich der 15 deut-
schen GrolR3stadte auf Platz 4.

Die Zahl der unversorgten vordringlich Wohnungsuchenden stieg im Zeitraum von 2000 bis
2012 (jeweils zum 31.12.) von 2.997 auf 4.962 Haushalte an. Dabei war die Zahl der in Not-
unterkinften untergebrachten Menschen zwischen 2010 und 2013 mit rd. 1.100 Personen
relativ konstant. Diese Zahlen machen deutlich, dass die Wohnraumversorgung fiir diesen
Personenkreis weiterhin auf einen Markt mit stark eingeschrankter Aufnahmefahigkeit trifft.

b. Versorgung mit Sozialwohnungen

In den Jahren 2010 bis 2013 wurden jahrlich zwischen 2.000 und 2.200 Wohnberechti-
gungsscheine an berechtigte Haushalte erteilt. Es ist nicht damit zu rechnen, dass sich diese
Zahl in Zukunft nennenswert verringern wird.

Von den o.g. Haushalten haben lediglich 750 bis 920 Haushalte eine Sozialwohnung bezo-
gen. Der Grol3teil der Berechtigten ist daher darauf angewiesen, sich auf dem freien Woh-
nungsmarkt zu versorgen.

Die Zahl der Sozialwohnungen hat sich im Land Bremen und in der Stadtgemeinde Bremen
dramatisch verringert. Von noch 22.600 Wohnungen im Jahr 2000 waren im Jahr 2010 noch
9.000 und im Jahr 2013 nur noch 7.800 Wohnungen sozial gebunden.

Bis zum Jahre 2020 wird der Sozialwohnungsbestand (ohne Neubau) infolge des Auslaufens
der offentlichen Bindungen sich weiter bis auf rd. 5.800 Wohnungen reduzieren. Eine voll-
standige Kompensation dieses Rickgangs durch die Begriindung neuer Bindungen ist nicht
moglich.

Eine starke Wirkung dirfte eine Absenkung der Kappungsgrenze zudem bei ehemaligen
Sozialwohnungen haben, die aus der Mietpreisbindung gefallen sind und bei denen die Ver-
mieter die Mieten nun erstmals an die ortstibliche Vergleichsmiete anpassen konnten. Die
Absenkung der Kappungsgrenze ist schlieBlich geeignet, die Auswirkungen eines ange-
spannten Wohnungsmarktes und der damit verbundenen hohen Neuvermietungsmieten auf
die Bestandsmieten zu begrenzen.

Eine abgesenkte Kappungsgrenze wirkt in jedem Fall bei Mieterhbhungen und bei einem
erheblichen Abstand der Ausgangsmiete zur Vergleichsmiete.



Aufgrund des in der Stadtgemeinde Bremen Uberdurchschnittlich hohen Anteils an hilfebe-
durftigen Haushalten ist es besonders wichtig, diesen neben sozial gebundenen Wohnungen
auch bezahlbare frei finanzierte Wohnungen anbieten zu kénnen. Durch die abgesenkte
Kappungsgrenze wird wesentlich dazu beigetragen, dass diejenigen Wohnungen, die in den
kommenden 5 Jahren aus der Sozialbindung herausfallen, nicht zu schnell an das derzeit
stark steigende Preisniveau der Vergleichsmieten angepasst werden. Gerade durch die hohe
Anzahl einkommensschwacher Mieter ist die Stadtgemeinde Bremen auf eine Starkung des
Segments der preisginstigen Mietwohnungsangebote angewiesen.

4. Ergebnis

Im Interesse eines umfassenden Mieterschutzes und wegen der mietpreisdampfenden Wir-
kung soll von der Verordnungserméchtigung Gebrauch gemacht und eine Kappungsgren-
zen-Verordnung erlassen werden. Diese Verordnung soll neben der Steigerung der Bauté-
tigkeit und der Umsetzung von Wohnraumférderprogrammen ein Baustein sein, um die Ver-
sorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen zu verbes-
sern.

Dieser Entscheidung liegen insbesondere folgende Fakten zugrunde:

¢ Die Bestands- und Neuvermietungsmieten sind seit 2006 und besonders seit 2010 stark
angestiegen. Das betrifft besonders das fir die Versorgung von Haushalten mit geringe-
ren Einkommen besonders wichtige untere bis mittlere Marktsegment.

e Der Bestand an Sozialwohnungen geht auch unter Berlicksichtigung umfangreicher
neuer Forderprogramme deutlich zurtick.

e Die Quote der Versorgung von Haushalten mit Mietwohnungen ist riicklaufig.
e Die Zahl der leerstehenden Wohnungen ist gering.

¢ Der Senat und die Blrgerschaft der Freien Hansestadt Bremen erkennen aufgrund der
Wohnungsbaukonzeption 2010 und der Erkenntnisse aus dem Biindnis fir Wohnen ei-
nen fortbestehenden Bedarf an Wohnungen die flr Haushalte mit kleinen und mittleren
Einkommen bezahlbar sind.

Daraus ergibt sich, dass die ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen
Zzu angemessenen Bedingungen in der Stadtgemeinde Bremen besonders gefahrdet ist. Da-
her sind die Voraussetzungen des 8§ 558 Abs. 3 S. 2 und 3 BGB erfllt.

V. Auswirkungen auf das Vermietungs- und Investitionsverhalten

Eine mogliche Reaktion von Vermietern kénnte sein, dass sie zukiinftig haufiger von ihren
Mieterh6hungsmaoglichkeiten Gebrauch machen und dabei auch Ermessensspielrdume bei
der Bestimmung der Vergleichsmiete ausnutzen. Des Weiteren ist nicht auszuschliel3en,
dass Vermieter bei Neuvermietungen héhere Mieten erheben als bisher und auch verstarkt
davon Gebrauch machen, Index- oder Staffelmieten zu vereinbaren.

Beim Neubau kann es dazu kommen, dass die Investitionsbereitschaft sinkt, wenn zukinfti-
ge Mieterhhungsmdglichkeiten beschrankt werden. Das kann auch im Bereich des Sozialen
Wohnungsbaus eine Belastung des Engagements der Investoren auslosen.



V. Gebietskulisse
1. Stadtgemeinde Bremen

Die aufgezeigte Lage am Wohnungsmarkt gilt fir die gesamte Stadtgemeinde Bremen. Denn
die zugrunde gelegten Indikatoren beziehen sich auf das gesamte Stadtgebiet. Zwar gibt es
hier keinen einheitlichen Wohnungsmarkt. Es haben sich vielmehr unterschiedliche Teilmark-
te entwickelt, in denen das Angebot und die Nachfrage nach Mietwohnungen unterschiedlich
sind. Die nach der Verordnungserméchtigung notwendige besondere Gefahrdung der Ver-
sorgung mit Mietwohnungen kann auch dann fur die Gesamtstadt angenommen werden,
wenn es in einzelnen Teilmarkten ggf. ein leichtes Uberangebot gibt (siehe dazu Urteil des
OVG Hamburg vom 25.05.2007 zu der nahezu identischen Ermachtigung fir eine Zweckent-
fremdungsverbotsverordnung im Anschluss an den Beschluss des BVerwG vom
13.03.2003).

Der Wohnungsmarkt ist in der Stadtgemeinde Bremen in keinem der Teilmarkte so ent-
spannt, dass man von einer ausreichenden Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen
ausgehen konnte. Ein relevantes Uberangebot an Mietwohnungen liegt in keinem der Teil-
markte vor.

AulRerdem ist zu berticksichtigen, dass Mieterhdhungsspielrdume insbesondere dann gege-
ben sind, wenn Sozialbindungen auslaufen. Da Sozialwohnungen Uber das ganze Stadtge-
biet verteilt sind, drohen in diesem Marktsegment stadtweit nennenswerte Mieterh6hungen.
Des Weiteren ist es so, dass viele Vermieter Mieterhhungen nur in unregelmafigen Ab-
stdnden vornehmen. Auch in diesen Fallen sind erhebliche Mieterhéhungen zu erwarten.

Aus alledem ergibt sich, dass in Gebieten, in denen z.Zt. noch ein relativ niedriges Mietenni-
veau zu verzeichnen ist, kurz- bis mittelfristig eine Verscharfung der Versorgung mit Miet-
wohnungen zu angemessenen Bedingungen zu erwarten ist. Deshalb ist fiir das gesamte
Stadtgebiet von Bremen eine besondere Gefahrdung der Versorgung mit Mietwohnungen zu
angemessenen Bedingungen anzunehmen, so dass die Kappungsgrenzen-Verordnung fur
die ganze Stadtgemeinde Bremen zu erlassen ist.

2. Stadtgemeinde Bremerhaven

In der Stadtgemeinde Bremerhaven liegen die Voraussetzungen fiir den Erlass einer Kap-
pungsgrenzen-Verordnung nach der Ubereinstimmenden Auffassung des Senats der Freien
Hansestadt Bremen und des Magistrats der Stadt Bremerhaven nicht vor.

VI. Geltungsdauer der Verordnung

Im Interesse eines groflitmdglichen Mieterschutzes soll die Kappungsgrenzen-Verordnung fur
einen Zeitraum von 5 Jahren gelten.

Es ist trotz der inzwischen ansteigenden Neubautatigkeit nicht zu erwarten, dass das Ange-
bot an Mietwohnungen vor 2019 so nachhaltig ansteigt, dass ein Uberangebot an Mietwoh-
nungen entsteht, wodurch die Gefahrdungslage am Wohnungsmarkt erst wegfallen wirde.
Denn die Zahl der Haushalte wird aufgrund der demografischen Entwicklung zumindest bis
2020 weiter ansteigen.

VII. Finanzielle Auswirkungen

Durch den Erlass der Kappungsgrenzen-Verordnung entstehen keine Kosten.



VIIl.  Er6rterung im Blndnis fir Wohnen

Der Erlass einer Kappungsgrenzen-Verordnung war auch Gegenstand der Erdrterung im
Biindnis fur Wohnen.

Die Erdrterung hat ergeben, dass die Interessenvertreter der Mieter eine Kappungsgrenzen-
Verordnung fur unabdingbar halten, um eine angemessene Versorgung der Bevdlkerung mit
Mietwohnungen zu gewéhrleisten. Die Interessenvertreter der Vermieter und der Investoren
sind hingegen der Ansicht, dass eine solche Kappungsgrenzen-Verordnung streitanféllig sei
und die Investitionsbereitschaft hemme.

Diese Argumente sind in die Uberlegungen des Senats eingeflossen. Aufgrund dessen ist in
die mit den Bundnispartnern abgestimmten ,Zwischenergebnisse aus Sicht des Senats zum
Bremer Bindnis fur Wohnen* die Absicht des Senats aufgenommen worden, im Interesse
eines ausreichenden Angebots an bezahlbaren Wohnungen eine Kappungsgrenzen-
Verordnung nach 8 558 Abs. 3 Satz 3 BGB vorzubereiten.

Die Bindnispartner hatten im Rahmen der Verbandeanhoérung erneut Gelegenheit, ihre An-
regungen und Bedenken vorzutragen. Dabei wurden die bereits im BUndnisprozess vorge-
tragenen Argumente wiederholt und vertieft. Diese Argumente sind auch in den Abwagungs-
prozess vor Erlass der Kappungsgrenzen-Verordnung eingeflossen.
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